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Besondere Aussteuer

E
inst sparten die Mädchen ih-
re ganze Teenagerzeit über 
für die Aussteuer; und die 

Eltern gaben noch was dazu, um 
ihre Tochter zu einer guten Partie 
zu machen. Die Aussteuer: Das Wort kennen die 
Teenies von heute ja gar nicht mehr. Ein Mädel, 
das in einem Handwerksbetrieb aufgewachsen 
ist, bekam jetzt eine besondere Aussteuer: 
einen von Papa liebevoll zusammengestellten 
Werkzeugkoffer, um vom Gabelschlüssel bis zur 
Bohrmaschine für alle Eventualitäten im Leben 
gerüstet zu sein. Keine schlechte Idee, denn so 
kann das Mädel ihrem Ehegatten von Anfang 
an klarmachen: „Hör her, ich weiß, wo der 
Hammer hängt“, lacht   Otto
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VON SANDRA BIEGERT

Offenburg. Die Offenburger 
Stadtverwaltung plant, die 
Stellplatzverpflichtung in der 
Altstadt innerhalb der histo-
rischen Stadtmauer bei Neu- 
und Umbauten aufzuheben. 
Das geht aus der Beschlussvor-
lage für den heute Abend statt-
findenden Planungsausschuss 
hervor. So soll es Eigentümern 
und Bauherren erleichtert wer-
den, Um- und Neubauten vor-
zunehmen, ohne dafür in der 
räumlich beengten Innenstadt 
weitere Stellplätze nachweisen 
zu müssen.  

So solle auch der motori-
sierte Individualverkehr von 
Personen, die keine Anwoh-
ner sind, aus der Innenstadt 
herausgehalten werden. Die-
se sollen zu bestehenden Park-
häusern am Altstadtrand ge-
lenkt werden, heißt es in der 
Beschlussvorlage. Die Altstadt 
weise aufgrund ihrer zentralen 
Lage eine besonders gute An-
bindung an den ÖPNV auf und 
sei für kernstädtische Bewoh-
ner auch gut fußläufig oder mit 
dem Fahrrad zu erreichen.

Nach der Landesbauord-
nung für Baden-Württemberg 
(LBO) sind bei der Errichtung 
von Gebäuden ausreichend 
Stellplätze entsprechend dem 
dadurch ausgelösten Kfz-Ver-
kehr herzustellen. Gemein-
den sind laut Beschlussvorla-
ge aber dazu ermächtigt, die 
Stellplatzverpflichtung „für 
das ganze Gemeindegebiet 
oder für genau abgegrenzte 
Teile des Gemeindegebiets ein-
zuschränken, soweit Gründe 
des Verkehrs oder städtebauli-
che Gründe oder Gründe spar-
samer Flächennutzung dies 
rechtfertigen“. Auch die kom-
plette Aufhebung der Stell-
platzverpflichtung sei möglich.

Der Zwang zum Nachweis 
von Stellplätzen führe in der 
hoch verdichteten Altstadt zu 
Schwierigkeiten für die Bau-
herrschaft und könne im Ein-
zelfall „notwendige und für 
die Belebung der Altstadt wün-
schenswerte Bauvorhaben be-
einträchtigen“. Dies betrifft 
sowohl Sanierungs- und Mo-
dernisierungsvorhaben als 
auch Neubauvorhaben und 
Nutzungsänderungen, wie es 
in der Beschlussvorlage heißt.

Bei Neubauten von Wohnge-
bäuden in der Altstadt würde in 
Einzelfällen bereits von einer 
Abweichung der Stellplatzver-
pflichtung (ein Kfz-Stellplatz 
je Wohneinheit) Gebrauch ge-

macht. Dies sei zulässig, wenn 
die Herstellung „bei Ausschöp-
fung aller Möglichkeiten, auch 
unter Berücksichtigung platz-
sparender Bauarten der Kfz-
Stellplätze oder Garagen, un-
möglich oder unzumutbar ist“. 

Diese Abweichung gilt nur 
für Wohnungen und nicht für 
gewerbliche oder gastronomi-
sche Nutzungen. 

12 782 Euro Ablöse

Der Stellplatznachweis ist 
in der eng bebauten Altstadt in 
der Regel nicht auf dem Bau-
grundstück oder einem Grund-
stück in der näheren Umge-
bung möglich. Dies könne laut 
LBO auch auf einem anderen 

Grundstück in zumutbarer 
Entfernung erfolgen. Hierfür 
ist dann eine öffentlich-rechtli-
che Baulast einzutragen. 

Eine weitere Möglichkeit 
besteht darin, einen Ablösebe-
trag an die Gemeinde zu zah-
len. Dies ist nur für gewerbli-
che oder sonstige Nutzungen, 
aber nicht für Stellplätze zu-
gunsten von Wohnungen mög-
lich. Die Ablösesumme je Stell-
platz beträgt in der Innenstadt 
aktuell 12 782 Euro. 

Vorhandene Stellplatz-Bau-
lasten stellen laut Vorlage ein 
erhebliches Hindernis dar, 
minder genutzte Grundstü-
cke einer neuen Nutzung zu-
zuführen. So sei es eine große 
Kraftanstrengung für die Bau-

herrschaft und die Verwaltung 
gewesen, das jahrelang als
Stellplatzfläche genutzte und 
entsprechend belastete Eck-
grundstück Kittelgasse 10 von 
der Baulast zu befreien. 

Als freiwillige Leistung

Die Abschaffung der Stell-
platzverpflichtung in der Alt-
stadt würde zu keinen nen-
nenswerten Einbußen im
städtischen Haushalt führen,
da solche Ablösen unregelmä-
ßig und in nicht kalkulierbarer 
Höhe in den städtischen Haus-
halt fließen.

Bei größeren Neubauvorha-
ben und wo keine zwingenden
Gründe gegen die Herstellung 
von Stellplätzen sprechen, et-
wa aufgrund der Lage und Grö-
ße des Grundstücks, werden
laut Vorlage auch künftig Stell-
plätze in ausreichender Anzahl 
hergestellt werden, da die In-
vestoren in der Regel aus Ver-
marktungsgründen hieran ein 
eigenes Interesse haben. Dies
würde dann in der Altstadt 
aber nicht aufgrund einer ge-
setzlichen Verpflichtung er-
folgen, sondern als freiwillige
Leistung.

INFO: Der Planungsausschuss der 
Stadt Offenburg kommt am heuti-
gen Montag, 5. Juli, um 18 Uhr in 
den Konferenzräumen I und II der 
Messe Offenburg zusammen. Weite-
re Themen sind das Sanierungsge-
biet „Bahnhof-Schlachthof“ und das 
Neubaugebiet „In den Matten II“. 

Erleichterung für Bauherren
Weil eine Stellplatzverpflichtung in der dicht bebauten Altstadt Neu- und Umbauvorhaben beein-

trächtigt, will die Stadtverwaltung diese für den Bereich innerhalb der Stadtmauer aufheben. 

Die Fläche am Eckgrundstück Kittelgasse 10 ist jahrelang als Stellplatz genutzt worden und 
kann nun von einem Investor bebaut werden. Vorhandene Stellplatz-Baulasten stellten dabei laut 
Stadt zunächst ein großes Hindernis dar.   Archivfoto: Sophia Körber

Unerlaubt vom 
Unfallort entfernt
Zeugen nach Unfall gesucht

Offenburg (red/sb). Im Kreu-
zungsbereich der Schutterwälder 
Straße/Wichernstraße in Offen-
burg hat sich am Freitagabend 
gegen 19.35 Uhr ein Verkehrsunfall 
ereignet, wie die Polizei mitteilt. 
Nach gegenwärtigem Ermittlungs-
stand missachtete ein bislang un-
bekannter Fahrer eines schwarzen 
VW Golf das Rotlicht der dortigen 
Ampelanlage und kollidierte mit 
dem Roller eines 40-Jährigen. Der 
Piaggio-Roller wurde gegen eine 
wartende 67-jährige Radfahrerin 
geschleudert. 

Der VW Golf entfernte sich nach 
dem Verkehrsunfall unerlaubt von 
der Unfallstelle. Der Fahrer des 
Rollers wie auch die Radfahrerin 
wurden durch den Verkehrsunfall 
verletzt und in umliegende Kran-
kenhäuser verbracht, wie die Poli-
zei berichtet. Der Schaden wird auf 
circa 10 000 Euro geschätzt. Die Be-
amten des Verkehrskommissariats 
in Offenburg haben die Ermitt-
lungen aufgenommen und bitten 
Zeugen sich unter � 07 81 / 21 42 00 
zu melden. 

P O L I Z E I B E R I C H T

Z U M  T A G

Name: Antonius

Der Hundertjährige 
meint: Hitze

Spruch des Tages: Es 
gibt tausend Krank-
heiten, aber nur eine 
Gesundheit. (Ludwig 
Börne)

Der kleine Tipp: Erd-
beeren sollten erst 
gewaschen und dann 
geputzt werden, weil 
sie sonst Wasser zie-
hen und schneller 
faulen.

Heute vor… 20 Jah-
ren verstarb Hannelo-
re Kohl, erste Ehefrau 
des ehem. Bundes-
kanzlers Helmut Kohl.

Küchenzettel: Gyros-
Pfanne, Salat

Ä wing Mundart: 
Schwarzbeer = Hei-
delbeere

Montag

5
Juli

VON THOMAS REIZEL

Offenburg. Eine 27-Jährige 
hat am Amtsgericht Offenburg 
ihren Einspruch gegen einen 
Strafbefehl wegen Unterschla-
gung mangels Aussicht auf Er-
folg zurückgezogen. Die von 
Hartz IV lebende Offenburge-
rin hatte nach Überzeugung 
der Justizbehörden am 28. Au-
gust vergangenen Jahres eine 
Markise mit Elektromotor aus 
einer Mietwohnung ausgebaut 
und auf Ebay-Kleinanzeigen 
für 1500 Euro angeboten. Da-
für wurde sie unter Einbezie-
hung einer anderen Geldstra-
fe zu 70 Tagessätzen zu je zehn 
Euro verurteilt. 

Die Frau wollte eine Re-
duktion der Geldstrafe errei-
chen. Doch dafür sah Richterin 

Christina Braun keine Chan-
ce. „Sie hatten die Tat ja schon 
eingeräumt und die Geldstra-
fe entspricht ihren Verhält-
nissen. Ich sehe nicht, wie wir 
da noch runterkommen“, sag-
te sie. Die junge Frau schilder-
te vor Gericht eine problema-
tische Beziehung mit ihrem 
Mann: „Er hat mich geschla-
gen, irgendwann war er ganz 
weg und die Markise lag da.“

Plötzlich kam die Polizei

Weil nicht sie, sondern ihr 
Ex-Mann diese ausgebaut ha-
be, sei sie davon ausgegangen, 
dass es seine sei und nicht die 
des Vermieters. Also habe sie 
diese im Internet zum Verkauf 
angeboten. Es habe sich auch 
jemand dafür interessiert, 

doch plötzlich sei die Polizei 
vor der Tür gestanden. Dann 
erzählte die Frau von sich aus, 
dass sie nichts mit einem ver-
schwundenen Badschrank zu 
tun habe, auch nicht mit einem 
abhandengekommenen Dusch-
kopf.

Doch damit hatte das Ver-
fahren vergangene Woche vor 
Richterin Braun gar nichts zu 
tun. „Ich glaube, sie vermi-
schen das Zivilverfahren mit 
dem Verfahren hier“, war die 
Richterin um Strukturierung 
der Angaben bemüht.

Hintergrund der „Vermi-
schung“ ist, dass die Vermieter 
zivilrechtlich gegen die Frau 
wegen dieser nicht mehr auf-
findbaren Gegenstände vorge-
hen. Der dafür geltend gemach-
te Schaden beträgt 650 Euro. 

Hinzu kommen 1140 Euro Miet-
rückstände. Diese hatten letzt-
lich zu einem Räumungsbe-
scheid geführt.

20 000 Euro Schulden

Weil das Paar aber nicht da-
rauf reagiert hatte, erging ein 
sogenanntes Versäumnisurteil.
Auf Nachfrage von Richterin 
Braun erklärte die junge Frau, 
dass sie rund 20 000 Euro Schul-
den habe, welche aus Anschaf-
fungen ihres Mannes resultie-
ren. Die 700 Euro Geldstrafe 
könne sie nicht auf einmal be-
zahlen. Dafür reiche ihr einfach 
das Geld nicht. Richterin Chris-
tina Braun erklärte der Frau,
dass sie die Möglichkeit der Ra-
tenzahlung habe. Diese müsse
sie aber beantragen.

Prozess um ausgebaute Markise
Eine junge Frau wollte eine Markise im Internet verkaufen, obwohl es sich um das Eigentum ihres Vermieters 

handelt. Die 27-Jährige muss sich zudem zivilrechtlich wegen Mietrückständen vor Gericht verantworten.

„Grundsätzlich begrüßen 
wir, dass die Stellplatzver-
pflichtung in der Innenstadt 
wegfallen soll“, sagt Ingo 
Fritz, Vorsitzender der Bür-
gergemeinschaft Stadtmit-
te, auf OT-Anfrage. Dass die 
Ablösesumme wegfällt, fin-
det die Bürgergemeinschaft 
gut, da „keine Parkplätze 
gebaut wurden, sondern nur 
Kosten entstanden sind“, 
so Fritz. Es wird einfacher, 
in der beengten Altstadt zu 
bauen und die Innenstadt 
so attraktiver.

Auf der anderen Seite 
stehe aber die Frage, was 
mit den kleinen Flächen, 
die derzeit als Parkplatz ge-
nutzt werden, passiert. „Au-
tos, die jetzt auf Flächen 
stehen, die einmal bebaut 
werden sollen, brauchen ei-
nen Ersatzparkplatz“. so 
Fritz. 

Die Parksituation sei für 
Anwohner in der Innenstadt 
sowieso schon sehr eng, 
wenn weitere kleine Park-
möglichkeiten wegfallen, 
würde es noch enger.  sb

Ein lachendes und ein weinendes Auge

H I N T E R G R U N D

Offenburg (red/sb). Der ehe-
malige Spielteich bei der 
Spielanlage am Burgerwald-
see wird aus Hygienegrün-
den nicht mehr geöffnet. Der 
Spielplatz soll daher mit ei-
ner attraktiven Neugestal-
tung erweitert werden, teilt 
die Stadt mit. Der Vorschlag 
der beauftragten Spielraum-
planer liegt nun vor und wird 
der Öffentlichkeit vorgestellt. 

Auf der Grundlage der Ide-
en beim ersten Anwohner-Be-

teiligungstreffen wurde ein 
spannender Entwurf für die 
Erweiterung des bestehen-
den Spielplatzes erstellt. Vor-
gestellt wird er beim Anwoh-
ner-Beteiligungstreffen am 
Freitag, 9. Juli, um 17 Uhr 
vor Ort am Spielplatz Burger-
waldsee. Weitere Infos gibt 
es bei der Gemeinwesenar-
beit des Stadtteil- und Fami-
lienzentrums Albersbösch, 
� 01 74 / 1 60 86 34, oder auf der 
Homepage.

Entwurf für Spielanlage am 
Burgerwaldsee liegt vor
Anwohner-Beteiligungstreffen am Freitag, 9, Juli.

Der ehemalige Spielteich am Burgerwaldsee. Foto: Privat

 Montag, 5. Juli 2021


